 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/7102769/2021

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin***Ri*** in der Beschwerdesache ***Bf1***,
***Bf1-Adr***, Gber die Beschwerde vom 02. Oktober 2013 gegen den Bescheid des
Finanzamtes Hollabrunn Korneuburg Tulln vom 18. September 2013 betreffend
Einkommensteuer (Arbeitnehmerveranlagung) 2012, Steuernummer ***BF1StNr1***, zu
Recht erkannt:

I. Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen. Der angefochtene Bescheid bleibt
unverandert.

Il. Gemal Art 133 Abs 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) ist die ordentliche Revision nicht
zuldssig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

1. Gegenstand dieses Beschwerdeverfahrens ist der Bescheid vom 18.09.2013 betreffend
Einkommensteuer (Arbeitnehmerveranlagung) 2012, worin unter anderem festgestellt wird,
dass der Selbstbehalt bei den auBergewohnlichen Belastungen EUR 2.514,47 betragt, weshalb
Aufwendungen fiir auBergewdhnliche Belastungen im Sinne des § 34 EStG 1988 idgF nicht
berlicksichtigt werden kénnen.

Zu den als aulRergewdhnliche Belastung erklarten Aufwendungen wird begriindend ausgefiihrt:

Die Begrabniskosten seien primar aus den Aktiva des Nachlasses zu bestreiten und durch die
Nachlassaktiva nicht gedeckte Aufwendungen seien mit maximal EUR 4.000,00
aulRergewodhnlich belastend. Ausgaben fir Medikamente seien nur dann als aufergewohnliche
Belastung abziehbar, wenn sie arztlich verordnet werden. Die Aufwendungen fir
Geburtsvorbereitungskurse und Akupunktur seien nicht absetzbare Aufwendungen der
privaten Lebensfihrung. Fahrtkosten zum Arzt und ins Spital missen in einem Fahrtenbuch
aufgelistet und nachgewiesen werden.
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Dieser Bescheid war innerhalb 1 Monats ab Zustellung mit Beschwerde anfechtbar und wurde
von der Beschwerdefiihrerin (Bf.) mit der Beschwerde vom 02.10.2013 angefochten.

2. Die in der Beschwerde vom 02.10.2013 aufgezahlten Beschwerdepunkte waren die
Begrabnis- und Krankheitskosten. Zu diesen Beschwerdepunkten brachte die Bf. vor:

. Begrabniskosten: Der Beschluss in der Verlassenschaftssache, eine Aufstellung der
Aktiva und Passiva und die hochsten Rechnungen wurden vorgelegt. Laut dieser Aufstellung
Ubersteigen die Passiva die Aktiva um EUR 2.326,65. Das Finanzamt habe nicht begriindet,
weshalb nur EUR 1.478,10 als auBergewdhnliche Belastung anerkannt worden seien und habe
deshalb das Parteiengehor verletzt. Auch sei der Bescheid in diesem Punkt nicht ausreichend
begriindet worden. Beantragt wird, den real anfallenden Wert in voller Hohe als
auBergewohnliche Belastung anzuerkennen.

. Krankheitskosten: Eine Aufstellung der Krankheitskosten und einige
Kleinbetragsrechnungen wurden vorgelegt. Die rechtlichen Grundlagen dafiir, dass die
Ausgaben fur Medikamente ohne arztliche Verordnung keine auBergewdhnliche Belastung
seien, werden nicht dargelegt. Arztliche Verordnungen seien nicht abverlangt worden. Auch
konne die Bf. diese nicht vorlegen, da sie sie in der Apotheke abgeben misse. Bei den
Ausgaben fir die Akupunktur werde unterstellt, dass es sich um Behandlungen fiir die
Vorbereitung der Geburt handle. Laut vorgelegter Rechnung sei die Bf. wegen HWI behandelt
worden. Nach einem 2x-igen Krankenhausaufenthalt habe der behandelnde Arzt Akupunktur
wegen eines Harnweginfektes empfohlen. Fir diese Behandlung habe die WGKK im Folgejahr
EUR 74,88 refundiert, weshalb das Finanzamt von der WGKK anerkannte Krankheitskosten
nicht als solche anerkenne. Die Bf. akzeptiert, dass die Ausgaben fiir den
Geburtsvorbereitungskurs nicht als aullergewdhnliche Belastung anerkannt werden. Ein
Fahrtenbuch sei nicht abverlangt worden, die diesbeziiglichen gesetzlichen Grundlagen seien
nicht dargelegt worden. Die Fahrtkosten zu den Arzten seien zwangslaufig mit Anfall der
Krankheitskosten erfolgt. Ein Fahrtenbuch fiir diese Art Ausgaben sei der Bf. aus der
Gesetzgebung und Rechtsprechung nicht bekannt. Das Parteiengehor sei verletzt worden und
der Bescheid sei in diesem Punkt auch nicht ausreichend begriindet worden. Beantragt wird,
die Krankheitskosten abzliglich Geburtsvorbereitungskurs als auBergewohnlichen Belastung

anzuerkennen.

3. Uber die Beschwerde vom 02.10.2013 wurde mit der Beschwerdevorentscheidung vom
16.07.2014 entschieden. Der angefochtene Bescheid wurde laut Spruch abgeandert, jedoch
wurde die Einkommensteuer in derselben Hohe wie im angefochtenen Bescheid festgesetzt.

Im Begriindungsteil der Beschwerdevorentscheidung wurde festgestellt, dass der Selbstbehalt
EUR 2.514,47 betragt und dass Aufwendungen fiir aulergewohnliche Belastungen nicht
berlicksichtigt werden konnten, da sie EUR 2.514,47 nicht (ibersteigen. Auf eine gesonderte
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Begriindung wird verwiesen. In der gesonderten Begriindung der Beschwerdevorentscheidung
wird ausgefihrt:

,Begrdbniskosten:

Da Begrdbniskosten zu den bevorrechteten Nachlassverbindlichkeiten gehéren, sind sie
vorrangig aus einem vorhandenen Nachlassvermégen (Aktiva) zu bestreiten. Soweit
Begrdibniskosten im Nachlass keine Deckung (mehr) finden und daher das Vermdgen des
Steuerpflichtigen belasten, kénnen sie aufSergewéhnliche Belastungen im Sinne des § 34 EStG
1988 darstellen.

Fiir das Veranlagungsjahr 2012 sind die Kosten fiir ein wiirdiges Begrdbnis sowie ein einfaches
Grabmal mit jeweils € 4.000,00 begrenzt. Die Ausgaben fiir Bestattung, Friedhof, Chor, Krénze,
Totenmahl und Notar (in Summe € 4.698,55) kénnen daher nur in der Héhe von € 4.000,00
beriicksichtigt werden. Zusammen mit den Kosten fiir den Grabstein (€ 150,00) belaufen sich
die Begrdbniskosten daher auf € 4.150,00. Da im Nachlass € 2.521,90 als Nachlassvermégen
vorhanden waren, sind die Begrébniskosten folglich in der Héhe von € 1.628,10 im Rahmen der
auflergewdhnlichen Belastungen anzusetzen.

Krankheitskosten:

Gemdfs § 34 Abs. 1 EStG 1988 sind aufSergewdhnliche Belastungen bei der Ermittlung des
Einkommens abzuziehen, wenn sie aufsergewéhnlich sind, zwangsldufig erwachsen und die
wirtschaftliche Leistungsféhigkeit des Steuerpflichtigen wesentlich beeintréichtigen.
Aufergewdhnlich sind Belastungen, soweit sie héher sind als jene, die der Mehrzahl der
Steuerpflichtigen gleicher Einkommensverhdltnisse und gleicher Vermdgensverhdltnisse
erwachsen. Die wirtschaftliche Leistungsféhigkeit wird wesentlich beeintréichtigt, soweit die
Belastung den vom Einkommen des Steuerpflichtigen (§ 2 Abs 2 EStG 1988) vor Abzug der
aufSergewdhnlichen Belastungen zu berechnenden Selbstbehalt gemdfs § 34 Abs 4 EStG 1988
libersteigt. Bei einem Einkommen zwischen € 14.600,00 und € 36.400,00 belduft sich der vom
Steuerpflichtigen zu tragende Anteil der Krankheitskosten (Selbstbehalt) auf 10 %. In lhrem Fall
ergibt sich daher ein Selbstbehalt in der Hohe von € 2.514,47. Zwangsléufigkeit ist gegeben,
wenn sich der Steuerpflichtige der Belastung aus tatséichlichen, rechtlichen oder sittlichen
Griinden nicht entziehen kann. Krankheitskosten ergeben sich aus tatsdchlichen Griinden
zwangsldufig, soweit sie typischerweise mit einer Heilbehandlung verbunden sind (VWGH,
23.05.1996, 95/15/0018; VWGH, 24.06.2004, (2001/15/0109) und nicht Kosten zur Vorbeugung
von Krankheiten bzw. zur Erhaltung der Gesundheit darstellen. Auch alternativmedizinische
Behandlungen sind absetzbar, wenn ihre Zwangsldufigkeit mittels drztlicher Verordnung als Teil
des drztlichen Behandlungsplanes (UFS 11.12.2006, RV/0427-G/06) oder anderweitig (UFS
21.01.2010, RV/3672-W/09, UFS 11.12.2006, RV/0427-G/06) nachgewiesen wird. BlofSe
drztliche Empfehlungen reichen hierzu nicht aus (UFS 12.09.2008, RV/0203-G/08). Auch dem
Kostenersatz durch Sozialversicherungstréiger kommt lediglich Indizwirkung zu, da sich deren
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Richtlinien fiir die Ersatzleistungen mafSgeblich an Wirtschaftlichkeitsiiberlegungen orientieren
(UFS 11.12.2006, RV/0427-G/06).

Alle drei Voraussetzungen (AufSergewdhnlichkeit, wesentliche Beeintrdchtigung der
wirtschaftlichen Leistungsfdhigkeit und Zwangsldufigkeit) miissen kumulativ vorliegen, damit
Aufwendungen als aufSergewdéhnliche Belastungen anerkannt werden kénnen. Im Rahmen der
Kosten der Heilbehandlung kénnen auch Fahrtkosten im konkret nachgewiesenen Ausmafs als
auflergewdhnliche Belastung geltend gemacht werden, soweit sie mit Arztbesuchen, Therapien
etc. in Zusammenhang stehen. Fahrten zur Anschaffung von Medikamenten und Hilfsmitteln
(z.B. Brillen) kénnen allerdings nicht im Rahmen der auf8ergewdéhnlichen Belastungen geltend
gemacht werden, da sie ,nach der allgemeinen Lebenserfahrung mit Fahrten zur Beschaffung
von Dingen des téglichen Bedarfs (Lebensmittel etc.) verbunden werden" (UFS vom 24.05.2011,
RV/0339-K/08).

Folgende Aufwendungen wurden nicht als aufsergewéhnliche Belastungen anerkannt:

o 1) Geburtsvorbereitungskurs fiir Paare: Im Einklang mit den Ausfiihrungen in der
Beschwerde werden die Kosten hierfiir nicht angesetzt.

. 2) OrtTCM: Wie oben ausgefiihrt, muss die Zwangsléufigkeit alternativ-medizinischer
Behandlungen mittels drztlicher Verordnung oder anderweitig (z.B. Bestditigung des Arztes)
nachgewiesen werden. Wie aus der Beschwerde hervorgeht, wurde diese Behandlung von den
behandelnden Arzten lediglich ,empfohlen”. Blofe drztliche Empfehlungen geniigen allerdings
nicht, um die Zwangsldufigkeit nachzuweisen (UFS 12.09.2008, RV/0203-G/08). Es konnten
daher weder die Behandlungskosten noch die damit zusammenhdéngenden Fahrtkosten
beriicksichtigt werden.

. 3) Fahrtkosten Medikamente, Kontaktlinsen: Im Rahmen der Kosten der Heilbehandlung
kénnen auch Fahrtkosten im konkret nachgewiesenen Ausmaf als aufiergewéhnliche Belastung
geltend gemacht werden, soweit sie mit Arztbesuchen, Therapien etc. in Zusammenhang
stehen, Fahrten zur Anschaffung von Medikamenten und Hilfsmitteln (z.B. Brillen) kbnnen
allerdings nicht im Rahmen der aufiergewéhnlichen Belastungen geltend gemacht werden, da
sie ,nach der allgemeinen Lebenserfahrung mit Fahrten zur Beschaffung von Dingen des
tdglichen Bedarfs (Lebensmittel etc.) verbunden werden” (UFS vom 24.05.2011, RV/0339-K/08).

o 4) Krautersaft: Ein , Eisen- und Vitamin-Elixier". Nahrungsergdnzungsmittel zdhlen zu
den nicht abzugsfdhigen Kosten zur Vorbeugung von Krankheiten bzw. Erhaltung der
Gesundheit, die als Aufwendungen der privaten Lebensfiihrung nicht abzugsfdhig sind.

o 5) Milchzucker dient als natiirliche Verdauungshilfe. Es handelt sich daher um eine nicht
abzugsfidhige Aufwendung zur Vorbeugung von Krankheiten bzw. Erhaltung der Gesundheit.
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o 6) MP Stigmata Maydis: Ein homdopathisches Mittel bei Nierenentziindungen. Zur
ndheren Begriindung siehe oben unter Pkt. 2).

. 7) Div. Chinesische Kréutermischungen (z.B. Li Dan Pian, Huang Lian Shang Qing Pian,
...): Hierbei handelt es sich um Alternativmedizin, deren Ausgaben nur absetzbar sind, wenn
ihre Zwangsldufigkeit zum Beispiel durch eine drztliche Verordnung nachgewiesen wird (siehe
oben). Da Sie - trotz Hinweis in der Begriindung des Erstbescheides und Aufforderung im
Vorhalt vom 20.05.2014 - auch im Beschwerdeverfahren weder drztliche Verordnungen noch
sonstige Nachweise der Zwangsldufigkeit der Krdutermischungen vorgelegt haben, konnten
diese Aufwendungen nicht als aufiergewéhnliche Belastungen anerkannt werden.

. 8) Manuka MGO 400: Naturheilmittel Honig. Vgl. Pkt. 2, 6.

. 9) Quendel. 50 ml, Salbe, Patch: Die Ausgaben konnten nicht berticksichtigt werden, da
die vorgelegten Rechnungen auf Herrn J G lauten.

. 10) Frauendusche: Ein Hygieneprodukt. Ausgaben zur Erhaltung der Gesundheit kénnen
nicht im Rahmen der aufsergewéhnlichen Belastungen abgesetzt werden.

o 11) Kontaktlinsen: Die vorgelegte Rechnung lautet auf Herrn A S und kann daher bei
Ihnen nicht berticksichtigt werden.

. 12) ,Arznei" vom 13.11.2012 (€ 149,12): Zu dieser Ausgabe liegt kein Beleg vor. Sie
konnte daher nicht berlicksichtigt werden.

Insgesamt wurden daher Krankheitskosten in der Ho6he von € 626,38 berticksichtigt. Da diese
zusammen mit den absetzbaren Begrdbniskosten in der Hohe von € 1.628,10 den Selbstbehalt
(=€ 2.514,47, siehe oben) nicht libersteigen, wirken sich diese allerdings nicht aus.”

4. Die Beschwerdevorentscheidung vom 16.07.2014 wurde mit Vorlageantrag vom 20.10.2014
angefochten und das bisherige Vorbringen teilweise wiederholend, teilweise erganzend
vorgebracht:

. Fahrtkosten — Anschaffung Medikamente: Die besonderen Lebensumstiande der Bf.
seien zu bericksichtigen. Die Bf. und ihr Ehegatte seien 2012 berufstatig gewesen.
Lebensmittel und Dinge des taglichen Bedarfs habe die Bf. wegen der eingeschrankten Freizeit
auf das Wochenende verlegt oder an die pensionierten Schwiegereltern ausgelagert.
Wochentags habe die Bf. nur Medikamente besorgt.

. Krankheitskosten OrtTCM: Eine arztliche Bestatigung wird vorgelegt. Die Arzt- und
Fahrtkosten seien als auRergewdhnliche Belastung anzuerkennen.
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Die vorgelegte Bestatigung hat der praktische Arzt DrM ausgestellt. Sie ist nicht datiert und
lautet: ,Hiermit wird bestditigt, dass ich [Name/Bf.] wegen rez. HWI zur Akupunkturbehandlung
liberwiesen habe“.

. Krankheitskosten MP Stigmata Maydis und diverse chinesische Krautermischungen: Die
Bf. gibt an, dass die Medikamente in Zusammenhang mit der Heilbehandlung des OrtTCM
verschrieben worden seien. 4 Rechnungen werden vorgelegt, deren Schriftbild so
verschwommen ist, dass sie nicht lesbar sind.

5. Mit Beschluss vom 20.11.2020, RV/7100158/2015, wies das Bundesfinanzgericht den
Vorlageantrag vom 20.10.2014 als verspatet eingebracht zurlick und mit der Entscheidung
VfGH vom 05.10.2021, E 24/2021-13, hob der Verfassungsgerichtshof diesen Beschluss auf.

6. Aus den zu den Beschwerdepunkten vorgelegten Unterlagen:
6.1. Begrabniskosten:

Im Vorhalt vom 08.09.2013 gab die Bf. an, der Beschluss in der Nachlasssache ihrer Mutter sei
auf ihren Bruder A S ausgestellt worden. Die Bf. habe die gesamten Kosten bernommen, da
ihr Bruder die Beerdigung nicht habe finanzieren kénnen. Das gesamte Erbe sei an den Bruder
ausbezahlt worden, der ihr die gesamte Summe weitergegeben habe.

Laut Verlassenschaftsbeschluss betrugen die Aktiva EUR 2.521,90; sie wurden A S auf
teilweisen Abschlag der von ihm ausgewiesenen Begrabniskosten mit dem Teilbetrag von
EUR 2.521,90 an Zahlungsstatt liberlassen.

Die von der Bf. als aufergewoOhnlich belastend erklarten Begrabniskosten betrugen:

Bestattung (Name/Bf. handschriftlich erganzt); von Bf nachweislich iberwiesen 3.464,81

Friedhof (Rechnung an Bruder/Bf.), von Bf. nachweislich Gberwiesen 498,30
Chor (von Bf. nachweislich liberwiesen) 220,00
Notar (Erbe Bruder/Bf.); kein Zahlungsbeleg 145,44
Krdnze (Rechnung Kranz € 100,00) 220,00
Totenmahl (keine Rechnung) 150,00
Grabstein (keine Rechnung) 150,00

4,848,355
Aktiva — Verlassenschaft -2.521,90

2.326,65

6.2. Krankheitskosten:

6.2.1. Als Beilage zum Vorhalt vom 08.09.2013 und anderen Schreiben legte die Bf. folgende
Liste der Krankheitskosten vor und gab an, dass sie exemplarisch die Rechnung mit dem
hochsten Rechnungsbetrag als Kopie Gibermittle.
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Die Liste der Krankheitskosten lautete:

[...]

Die damals vorgelegte Rechnung war die Honorarnote des OrtTCM (= Traditionelle Chinesische
Medizin), Wahlarztordination DrB, vom 22.03.2013. Mit dieser Honorarnote rechnete DrB die
Akupunktur-Behandlungen vom 07.11.2012, 09.11.2012, 14.11.2012, 26.11.2012, 03.12.2012,
07.12.2012, 10.12.2012 und 14.12.2012 ab und verrechnete in Summe EUR 620,00.

6.2.2. Einem Schreiben legte die Bf. folgende Ablichtungen von Rechnungen bei:

[...]

6.2.3. Einem anderen Schreiben legte sie folgende Ablichtungen von Rechnungen bei:

[...]

7. Den Verwaltungsakten ist zu entnehmen, dass Arztkosten in Héhe von EUR 74,88 im
Folgejahr refundiert wurden.

Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

Da der Vorlageantrag laut VfGH vom 05.10.2021, E 24/2021-13, rechtzeitig eingebracht ist,
scheidet die Beschwerdevorentscheidung vom 16.07.2014 aus dem Rechtsbestand aus und die
Beschwerde vom 02.10.2013 gilt als unerledigt. Die Beschwerde vom 02.10.2013 ist frist- und
formgerecht eingebracht, weshalb lber die Beschwerde in der Sache zu entscheiden ist.

In der Sache ist strittig, ob die Bf. durch Begrabniskosten und Krankheitskosten im Sinne des
§ 34 Einkommensteuergesetz — EStG 1988 idgF auBergewdhnlich belastet ist oder nicht.

Gemal § 34 Abs EStG 1988 idgF sind aullergewdhnliche Belastungen bei der Ermittlung des
Einkommens von unbeschrankt Steuerpflichtigen nach Abzug der Sonderausgaben abzuziehen.

Die Belastung muss folgende Voraussetzungen erfiillen: 1. Sie muss aullergewdhnlich sein.
2. Sie muss zwangslaufig erwachsen. 3. Sie muss die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit

wesentlich beeintrachtigen.
Die Belastung darf weder Betriebsausgaben, Werbungskosten noch Sonderausgaben sein.

Die Belastung ist gemald § 34 Abs 2 EStG 1988 idgF auRergewdhnlich, soweit sie hoher ist als
jene, die der Mehrzahl der Steuerpflichtigen gleicher Einkommensverhaltnisse, gleicher
Vermogensverhaltnisse erwachst.

7 von 13



Seite 8 von 13

Die Belastung erwachst dem Steuerpflichtigen gemal} § 34 Abs 3 EStG 1988 idgF zwangslaufig,
wenn er sich ihr aus tatsachlichen, rechtlichen oder sittlichen Griinden nicht entziehen kann.

Die Belastung beeintrachtigt gemald § 34 Abs 4 EStG 1988 idgF wesentlich die wirtschaftliche
Leistungsfahigkeit, soweit sie einen vom Steuerpflichtigen von seinem Einkommen vor Abzug
der auRergewdhnlichen Belastungen zu berechnenden Selbstbehalt tbersteigt. Der
Selbstbehalt betragt bei einem Einkommen von hochstens 7.300 Euro / 100.000 ATS 6%, mehr
als 7.300 Euro bis 14.600 Euro / 200.000 ATS 8%, mehr als 14.600 Euro bis 36.400 Euro /
500.000 ATS 10% und mehr als 36.400 Euro / 500.000 ATS 12%.

Der gemal § 34 Abs 4 EStG 1988 idgF zu berechnende Selbstbetrag ist im jetzt angefochtenen
Bescheid in Hohe von EUR 2.514,47 berechnet worden. Dass er EUR 2.514,47 betragt, ist nicht
strittig. Der Entscheidung wird daher zugrunde gelegt, dass der gemaR § 34 Abs 4 EStG 1988
idgF berechnete, nicht strittige Selbstbehalt EUR 2.514,47 betragt.

Die als auBergewohnlich belastend erklarten Ausgaben sind Begrabnis- und Krankheitskosten:
Begrabnis- und Krankheitskosten sind grundsatzlich auRergewohnlich belastende Ausgaben.
Sind sie in Summe hoher als der Selbstbehalt EUR 2.514,47, wirken sie sich steuermindernd
aus. Sind sie in Summe niedriger als der Selbstbehalt EUR 2.514,47, wirken sie sich nicht
steuermindernd aus.

Werden Ausgaben als aulRergewdhnliche Belastung im Sinne des § 34 EStG 1988 idgF
anerkannt, vermindert sich die Abgabenbelastung. Deshalb haben Abgabepflichtige
nachzuweisen oder zumindest glaubhaft zu machen, welche als auBergew6hnliche Belastung
erklarte Ausgaben sie in welcher Hohe getatigt haben (VWGH 24.11.1999, 94/13/0255).

Von dieser Rechtslage ausgehend wird iiber die erklarten Begrabnis- und Krankheitskosten
festgestellt und wie folgt entschieden:

A. Begrabniskosten:

Der Entscheidung wird folgende Sach- und Beweislage zugrunde gelegt: Die Bf. hat mit
Uberweisungsbelegen und einer Rechnung nachgewiesen, dass sie die Ausgaben fiir die
Bestattung in H6he von EUR 3.464,81; fiir den Friedhof in H6he von EUR 498,30; fiir den Chor
in Hohe von EUR 220,00 und fir einen Kranz in H6he von EUR 100,00 bezahlt hat. Diese
Ausgaben sind Begrabniskosten. Die Bf. hat daher in Summe Begrabniskosten in Hohe von EUR
4.283,11 gezahlt. Die Bf. ist die Tochter der Verstorbenen und nicht ihre Erbin gewesen. Jedoch
hat ihr der Erbe Begrabniskosten in Hohe von jenen EUR 2.521,90 zurlickgezahlt, die ihm das
Nachlassgericht an Zahlungsstatt iberlassen hat.

Wie bereits ausgefiihrt, sind Begrabniskosten grundsatzlich auBergewohnlich belastende
Ausgaben im Sinne des § 34 EStG 1988 idgF. Entscheidungsrelevant ist daher, wen
Begrabniskosten in welcher Hohe auRergewdhnlich belasten.
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Die Bf. ist die Tochter der Verstorbenen, Erbe ist ihr Bruder gewesen, der die Begrabniskosten
nicht zahlen konnte: Als Tochter der Verstorbenen ist die Bf. sittlich verpflichtet, die
Begrabniskosten zu zahlen und sie ist dazu auch sittlich verpflichtet, wenn der Erbe die
Begrabniskosten nicht zahlen kann.

Nach geltender Rechtslage haftet in erster Linie der Nachlass flir Begrabniskosten (§ 549
ABGB). Die Begrabniskosten zu zahlen, ist jedoch auch eine sittliche Verpflichtung im Sinne des
§ 34 Abs 3 EStG 1988 idgF, die den Erblasser:innen nahe stehende Personen treffen kann.

Wer Begrabniskosten tatsachlich bezahlt ohne Erbin oder Erbe zu sein, kann von den Erbinnen
und Erben verlangen, dass sie die Begrabniskosten bis zur Hohe des Nachlasses riickerstatten
und wird daher nur mit Begrabniskosten endgiiltig belastet, die héher als der rlickerstattete
Nachlass sind.

Die von der Bf. iberwiesenen Begrabniskosten betragen in Summe EUR 4.283,11. Der Bruder
der Bf. und Erbe der Verstorbenen hat den ihm an Zahlungsstatt iberlassenen Nachlass an die
Bf. weitergeleitet. Da dieser Nachlass EUR 2.521,90 betragen hat, sind EUR 2.521,90 von

EUR 4.283,11 abzuziehen und festzustellen, dass Begrabniskosten in Hohe von EUR 1.761,21
nicht durch den weitergeleiteten Nachlass gedeckt sind.

Nach der Verwaltungspraxis des Streitjahres betragen die Ausgaben fir ein angemessenes
Begrabnis EUR 4.000,00. Diese Verwaltungspraxis ist im Beschwerdefall anzuwenden und
festzustellen, dass der weiter geleitete Nachlass nicht von den iberwiesenen Begrabniskosten,
sondern von EUR 4.000,00 abzuziehen ist. EUR 4.000,00 minus EUR 2.521,90 ergibt

EUR 1.478,10. Die Bf. wird daher durch Begrabniskosten in Héhe von EUR 1.478,10 endgiiltig
aullergewodhnlich belastet.

EUR 1.478,10 ist jedoch ein Betrag, der den Selbstbehalt (EUR 2.514,47) nicht (ibersteigt. Dass
EUR 1.478,10 als auRergewo6hnlich belastende Ausgaben anzuerkennen sind, wirkt sich daher
nicht steuermindernd aus.

B. Krankheitskosten:

Nach geltender Rechtslage sind Krankheitskosten als aulRergewdhnliche Belastung abziehbar,
wenn sie nachweislich durch eine Krankheit der/des Steuerpflichtigen verursacht werden,
direkt mit dieser Krankheit zusammenhangen und sich dazu eignen, die Krankheit zu lindern
oder zu heilen. Werden Ausgaben nicht durch eine Krankheit verursacht, sind sie nicht als
aulRergewodhnliche Belastung abziehbar. Nicht als auBergewoéhnlich belastend abziehbar sind
auch nicht nachgewiesene Krankheitskosten, fremde Krankheitskosten und Ausgaben fir
MalBnahmen, die der Vorbeugung von Krankheiten dienen. Auch kénnen Krankheitskosten nur
in dem Kalenderjahr als auRergewdhnlich belastend abgezogen werden, in dem sie anfallen.
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Die Kosten fiir Fahrten zum Arzt, ins Spital oder zu sonstigen medizinischen Behandlungen sind
auch als aulRergewohnliche Belastung abziehbar (VWGH 22.09.1976, 2271/75). Diese
Fahrtkosten sind nachzuweisen und werden Ublicherweise durch ein Fahrtenbuch oder andere
Aufzeichnungen nachgewiesen, in denen zumindest Abfahrtsort, Zielort und die Entfernung
anzugeben sind, wenn der Fahrtkostenabzug , Kilometergeld” beantragt wird.

Von dieser Rechtslage ausgehend wird Gber die in Pkt. 6.2. dieser Entscheidung angefiihrten
Listen und die darin aufgezahlten Ausgaben festgestellt:

. Werden Arzthonorare nicht refundiert, sind sie auRergewdhnlich belastend. Die
Ausgaben fir das nicht refundierte Arzthonorar — Erstbehandlung (EUR 35,00) sind
auBergewohnlich belastende Arztkosten und werden als auBergewdhnlich belastend
anerkannt.

. Werden Arzthonorare ganz oder teilweise refundiert, sind sie nicht endgiiltig belastend.
Von den Ausgaben, die als auBergewdhnlich belastend anzuerkennen sind, sind daher die
refundierten EUR 74,88 abzuziehen.

o Das Datum in der Honorarnote des OrtTCM = Wahlarztordination DrB lautet
,»,22.03.2013“; der Rechnungsbetrag EUR 620,00. Da die Honorarnote am 22.03.2013
ausgestellt ist, hat die Bf. mit dieser Honorarnote nachgewiesen, dass der Rechnungsbetrag
EUR 620,00 eine nicht im Streitjahr 2012 getatigte Ausgabe ist. Eine Ausgabe, die nicht im
Streitjahr 2012 getatigt wird, ist schon aus diesem Grund im Streitjahr 2012 nicht
aulRergewodhnlich belastend.

. Alle in der Liste als ,,DrB“ bezeichneten Ausgaben werden laut Einzelaufstellung der
Akupunktur-Behandlungen mit der Honorarnote vom 22.03.2013 abgerechnet. Die Bf. hat
daher mit dieser Honorarnote nachgewiesen, dass sie die Akupunktur-Behandlungen nicht
einzeln sondern gemeinsam bezahlt hat. Die Ausgaben fiir alle Akupunktur-Behandlungen
betragen in Summe EUR 620,00 und sind daher als nicht im Streitjahr 2012 getatigte Ausgabe
im Streitjahr 2012 nicht auBergewdhnlich belastend. Da die Arztbesuche stattgefunden haben
und mit Arztbesuchen zusammenhangende Fahrtkosten auRergewdhnlich belastend sind, sind
die mit den Arztbesuchen zusammenhangenden Fahrtkosten als auRergewdhnlich belastend

absetzbar.

. Die Bf. hat aulRer Streit gestellt, dass die Ausgaben fiir den Geburtsvorbereitungskurs in
Hohe von EUR 150,00 nicht auBergewohnlich belastend sind. EUR 150,00 sind daher nicht
mehr Beschwerdepunkt in diesem Verfahren.

. Die Bf. hat wiederholt Rechnungen, Kassabons und Zahlungsbelege vorgelegt, deren
Schriftbild so verschwommen ist, dass sie entweder nicht oder nur teilweise lesbar sind oder
zwar lesbar sind, aber keine Angaben Gber Datum, Produkt und/oder Preis enthalten. Diese
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Rechnungen, Kassabons und Zahlungsbelege eignen sich nicht, die Ausgaben fir Medikamente
oder Hilfsmittel wie beispielsweise Brillen oder Kontaktlinsen nachzuweisen. Die mit diesen
Rechnungen, Kassabons und Zahlungsbelegen abgerechneten Ausgaben sind daher nicht als
aulRergewodhnlich belastend anzuerkennen.

. Die Rechnung des OrtTCM vom 12.03.2012 in Hohe von EUR 695,00 ist eine fiir den
Ehegatten der Bf. ausgestellte Rechnung. Die in der Liste als , Arznei” bezeichneten Kosten in
Hohe von EUR 07,70, EUR 11,70 und EUR 14,71 sind laut Rechnungen vom 20.04.2012,
04.07.2012 und 26.09.2012 Ausgaben des Ehegatten der Bf. gewesen und die in der Liste als
»,Kontaktlinsen” bezeichneten Kosten in Hohe von EUR 51,04 sind laut Rechnung vom
12.07.2012 Ausgaben des Bruders der Bf. gewesen: Alle Ausgaben des Ehegatten der Bf. und
ihres Bruders sind fremde Ausgaben. Da die Bf. nach der im Beschwerdeverfahren offen
gelegten Sachlage weder tatsachlich, rechtlich oder sittlich verpflichtet ist, die Ausgaben zu
tatigen, sind weder die Ausgaben noch die mit diesen Ausgaben zusammenhangenden
Fahrtkosten aullergewohnlich belastend.

. Da die Bf. eine auf den Namen ihres Bruders lautende Rechnung fiir Kontaktlinsen
vorgelegt hat, um nachzuweisen, dass sie diejenige ist, die auRergewohnlich belastet ist, ist
davon auszugehen, dass die Belege fiir Kontaktlinsen vom 05.04.2012 (EUR 39,00) und
01.12.2012 (EUR 50,70) auch Belege fur Ausgaben ihres Bruders sind, zumal die/der
Rechnungsempfanger:in in den Belegen nicht angegeben wird. EUR 39,00 und EUR 50,70 und
die damit zusammenhangenden Fahrtkosten werden deshalb nicht als auBergewdhnlich
belastend anerkannt.

J Die Ausgaben fir Praparate der AuRenseiter-, Komplementar-, Alternativ- und
Naturmedizin sind auRerordentlich belastend, wenn sie nachweislich im Rahmen eines
Behandlungsplans arztlich verordnet oder medizinisch notwendig sind. Welche Krankheit mit
Krautertee-Mischungen geheilt oder gemildert werden soll, hat die Bf. nicht bekannt gegeben.
Einen Behandlungsplan mit Krdautertee-Mischungen hat die Bf. nicht vorgelegt. Die von der Bf.
verwendeten Krautertee-Mischungen sind nicht verschreibungspflichtig, sondern frei
verkauflich, weshalb auch gesunde Personen die Krautertee-Mischungen erwerben kénnen.
Die in der Liste als ,Arznei” bezeichneten Ausgabe vom 26.11.2012 in H6he von EUR 44,00 fiir
die Krautertee-Mischungen Li Dan Pian, Huang Lian Sheng Qing und die in der Liste auch als
»Arznei“ bezeichneten Ausgabe vom 14.11.2012 in Hohe von EUR 56,70 fiir die Krautertee-
Mischungen Shen Ling Bai und ??, sowie die mit dieser Ausgabe zusammenhadngenden
Fahrtkosten sind daher nicht aulRerordentlich belastend.

,Stigmata Maydis” ist ein nicht verschreibungspflichtiges, frei verkdufliches, homodopathisches
Naturheilmittel ohne Angabe einer therapeutischen Indikation, das aus der Maisgriffel
gewonnen wird, in den warmeren Landern als Mittel gegen Blasenleiden wie Blasenkrampf,
Griefld und Harnbeschwerden geschatzt wird und 1879 von Castan als Sedativum und
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Diuretikum empfohlen worden ist. Die in der Liste als ,, Arznei” bezeichneten Ausgabe vom
10.12.2012 in Hohe von EUR 06,20 fiir Stigmata Maydis und die mit dieser Ausgabe
zusammenhdngenden Fahrtkosten sind daher nicht auBerordentlich belastend.

. Die in der Liste als , Arznei” bezeichnete Ausgabe vom 14.08.2012 in Hohe von

EUR 40,60 ist die Ausgabe fir ,Manuka“: ,Manuka“ ist ein von Honigbienen aus dem
Blitennektar der Sidseemyrte erzeugter Honig, der traditionell als Naturheilmittel verwendet
wird und nicht arztlich verschreibungspflichtig sondern frei verkauflich ist. Manuka-Honig ist
als Lebensmittel oder Nahrungserganzungsmittel von jedermann verwendbar. Die Ausgaben
flir Manuka-Honig sind daher nicht als auBerordentlich belastend absetzbar.

. Die in der Liste als ,, Arznei” bezeichnete Ausgabe vom 08.11.2012 in Hohe von
EUR 10,04 ist die Ausgabe fiir eine Frauendusche: Eine Frauendusche ist ein Hygieneprodukt.
Die Ausgaben fir Hygieneprodukte sind nicht als aulRerordentlich belastend absetzbar.

. Die in der Liste als , Arznei“ bezeichnete Ausgabe vom 13.11.2012 in H6he von

EUR 149,12 wird nicht durch eine Rechnung nachgewiesen: Nicht nachgewiesene Ausgaben
sind nicht als auRerordentlich belastend absetzbar und die mit dieser Ausgabe
zusammenhdngenden Fahrtkosten sind deshalb auch nicht als auBergewdhnlich belastend
absetzbar.

. Die in der Liste als ,,Arznei” bezeichnete Ausgabe vom 28.12.2012 in Hohe von

EUR 11,35 ist die Ausgabe fiir Krautersaft: , Krdautersaft” ist nicht verschreibungspflichtig
sondern frei verkauflich. Die Ausgaben fiir diesen Saft und die mit diesen Ausgaben
zusammenhdngenden Fahrtkosten sind nicht als auRergewohnlich belastend absetzbar, da er
von jedermann erworben werden kann.

. Die in der Liste als , Arznei” bezeichnete Ausgabe vom 28.12.2012 in H6he von

EUR 04,90 ist die Ausgabe fir Milchzucker: Milchzucker ist ein nicht verschreibungspflichtiges
sondern frei verkaufliches Abfiihrmittel. Die Ausgaben fiir Milchzucker und die mit diesen
Ausgaben zusammenhadngenden Fahrtkosten sind daher nicht als aulRergewdhnlich belastend
absetzbar.

J Mit eigenen Arzt- und Spitalsterminen zusammenhangende Fahrtkosten sind als
aulRergewohnlich belastend absetzbar, wenn sie nachgewiesen oder zumindest glaubhaft
gemacht werden. Da die Bf. weder ein Fahrtenbuch gefiihrt noch die Adressen der
behandelnden Arzte und aufgesuchten Krankenhiuser bekannt gegeben hat, sind die als
Kilometergelder erklarten Fahrtkosten nicht Gberpriifbar. Der Bf. wird daher empfohlen, die
Adressen der behandelnden Arzte und aufgesuchten Krankenhiuser bekannt zugeben, damit
ihre Kilometergeldabrechnungen nachprifbar werden. Die Abrechnung der Fahrtkosten ist
jedoch glaubwiirdig; die mit den eigenen Arzt- und Spitalsterminen zusammenhangenden
Fahrtkosten werden als auBergewo6hnlich belastend anerkannt.
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. Welche arztlichen Leistungen DrL erbracht hat, hat die Bf. nicht bekannt gegeben. Sie
hat daher weder nachgewiesen noch glaubhaft gemacht, dass EUR 80,00 (Arzthonorar) und
EUR 213,19 (Fahrtkosten) auBergewdhnlich belastend sind. EUR 80,00 (Arzthonorar) und EUR
213,19 (Fahrtkosten) werden daher nicht als aulRerordentlich belastend anerkannt.

Diese Ausfiihrungen zusammenfassend werden folgende Krankheitskosten als
auBergewohnlich belastend anerkannt:

[...]

Das Bundesfinanzgericht stellt fest, dass die auRergewdhnlich belastenden Krankheitskosten
der Bf. EUR 189,38 betragen. Sie wirken sich jedoch nur dann steuermindernd aus, wenn sie
den Selbstbehalt (EUR 2.514,47) Uibersteigen, nachdem sie mit den auRergewdhnlich
belastenden Begrabniskosten addiert worden sind. Werden die Begrabniskosten EUR 1.478,10
mit den Krankheitskosten EUR 189,38 addiert, betragen die auRergewdhnlich belastenden
Ausgaben in Summe EUR 1.667,48. Alle auBergewohnlich belastenden Ausgaben
zusammengezahlt ergeben daher einen Betrag, der niedriger als der Selbstbehalt (EUR
2.514,47) ist, weshalb sich die insgesamt als auBergewdhnlich belastend anzuerkennenden
Ausgaben nicht steuermindernd auswirken.

Das Beschwerdebegehren — den ,realen Wert” (© Bf.) als steuermindernd anzuerkennen - ist
daher abzuweisen.

C. Revision:

GemaR Art 133 Abs 1 Z 4 B-VG ist die ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof
gegen Erkenntnisse oder Beschliisse des Bundesfinanzgerichtes zuldssig, wenn die
Entscheidung von der Loésung einer Rechtsfrage mit grundsatzlicher Bedeutung abhangt. Eine
grundsatzlich bedeutende Rechtsfrage musste das Bundesfinanzgericht nicht beantworten, da
das Gesetz die Rechtsfrage beantwortet, welche Voraussetzungen vorliegen missen, damit
Ausgaben auBergewdhnlich belastend im Sinne des § 34 EStG 1988 idgF sind. Davon abgesehen
ist primar die Sach- und Beweisfrage zu beantworten, in welcher Hohe die Bf. die als
aullergewodhnlich belastend erklarten Ausgaben nachgewiesen oder zumindest glaubhaft
gemacht hat. Die (ordentliche) Revision ist daher nicht zulassig.

Wien, am 29. Juni 2023

13 von 13



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:


